
iktenzeichen:

é_BY„£EZÄEl

Verkündet

am 4„ April 1963

I m N a m e n d e e V o l k e 3

In Sachen

0 o o o o o 0 o o o o a o o o o o o o o o o 0 . o ,

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagten und Revisionebeklagten,

hat der 8° Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 40 April 1963, an der mit—

gewirkt haben

Senatspräsident S t e n 5 e 1

als Voristzender,

Bundesrichter Dr. N e u h a u s und

Bundesrichter - P e t e r s e n

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr. R o e c k n e r und

Bundessozialrichter 0 b e r t h ü r
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revisiön des Klägers wird das Urteil des,

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen in Essen

vom 9„ März 1961 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—
scheidung an dieses Gericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen.4
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Der Kläger bezog wegen der Folgen einer Granatsplitterver—

—letzung des linken Fußes auf Grund der Sozialversichcrungs—
idirektive (SVD) Nr. 27 (Bescheid vom 30‚ Juni 1949) Rente

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 40 V„H;
Auf seinen Antrag, die Rente wegen Verschlimmerung der

{Schädigungsfolgen
zu erhöhen, erteilte das Versorgungsamt_

(Versorgk)9 gestützt auf das Gutachten des Medizinalrats

‘4Dr° :» +1:) den Umanerkennungsbescheid vom 16„ November

1951° Durch ihn sind als Schädigungsfolgen "Verlust sämt—

licher Zehen des linken Fußes nebst den zugehörigen Mittel»

fußknochen und geringen Durchblutungsstörungen des Stumpfé

geringe Bewegungseinschränkung des linken FußgelenkS, ge—
Aringer Muskelschwund des linken Béines" anerkannt und Ren«

-te nach einer MdB um 40 v H. gewährt worden° Ein weiterer
Erhöhuhgsantreg vom Juli 1953 blieb nach Untersuchung durc
den Vertrauensarzt Dr x<—-än-erfolglos°

. ' '

'Im September 1957 beantragte der Kläger erneut eine Erhö—

1hung der Rente, weil der Fuß geeitert habe und er eine Er—

satzkraft habe einstellen müssena_Gestutzt auf das Gute.ch—

ten des Facharztes für_Chirurgie Dr° G:£::f::irvom_TJ‚/27o

November 1957 bezeichnete das VersorgA durch den Bescheid

vom 280 November 1957 die Schädigungsfolgen als "Verlust

.des linken Vorfußes , geringe Durchblutungs störung des Fu—
' ßes und Bewegungseinschränkung im.linken Fußgelenk" und

führte aus, eine deutliche Verschlimmeruné sei durch die
'geringere Beweglichkeit des oberen Sprunggelenks und durch

"die gesch\ürige Entertung der Narbe zwar fe3tzustellen,

dies berechtige aber nicht zu einer Erhöhung der bislang
besonders gut bewerteten‘MdE‚ so daß sie weiterhin 40 VOB}

betrageo Der Widerspruch blieb erfolglos; ' ’
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Die Klage‘ist vom Sozialgericht (SG) durch Urteil vom 26.

November 1959 zurückgewiesen werden° Auf die Berufung, mit
welcher der Kläger neben der Verschlimmeruhg der Schädigung;—

folgen, insbesondere der vom VersorgA festgestellten ge—
_

schwürigen Entertung der Narbe, eine besondere berufliche '“

Beeinträchtigung geltend gemacht hatte, hat das Landessozial4

gericht (LSG) das Gutachten des Facharztes für Chirurgie.

Dr° w:.:.:—:—.‘vom 23„ Februar 1961 mit der-‘Ergänzung in der
mündlichen Verhandlung vom 9° März 1961 eingeholt° Es hat
durch Urteil vom

9° März 1961 die Berufung des Klägers zu—

rückgeWiesen und die Revision zugelassen. Der Kläger sei .

durch die Schädigungsfolgen in seinem Beruf nicht besonders

betroffen, weil sein Metzgergeschäft sich günstig entwickelt

habe und jedenfalls nicht wegen der Schädigungsfolgen des
_

Klägers zurückgegangen sei° Da die ärztlichen Sachverstän—:
digen übereinstimmend eine Änderung des Befundes gegenüber

den für die letzte Rentenfestsctzung maßgebenden Verhält—

nissen, insbesondere durch den Narbenaufbruch, dargelegt

hätten, seien die Voraussetzungen des 5 62 des Bundesver—

sorgungsgesetzes (BVG) erfüllt. Nach dieser Vorschrift könne

die Rente uneingeschränkt neu festgestellt werden; allein

die neuen Verhältnisse seien ohne Rücksicht auf den Umfang

der Änderung für die Höhe der Rente maßgebend° Der derzei-

tige Zustand des Klägers aber sei nach den ärztlichen Gut-
achten mit einer MdB um 40 v... zutreffend eingeschätzt werden._ '

Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des LSG Nordrhein—Westfa—

len vom 90 März_1961 und des Urteils des SG Düsseldorf}

vom 26° November 1959 sowie der Bescheide des Beklagten

vom 30 Februar 1958 und 28° November 1957 den Beklagten

zu verurteilen, dem Kläger wegen Versehlimmerung der
}

anerkannten Schädigungsfolgen ab 1° September 1957 Ren—
“

te nach einer MdB um 50„,„g° zu gewähren;.

hilfsweise,
. ‚ _ ,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an die Vorinstanz zurückzuverweiscn.
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_Er rügt mit näherer Begründung eine Verletzung des 5 62‚'
l

Abs, 1 BVG; ' '

Der Beklagte beantragt;'

„‚die Revision zurückzuweiseh.

'‚Er hält die angefochtene Entscheidung-”für-zutreffend°

—
Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und frist.

’gerecht eingelegt und begründet worden° Sie ist mithin

g-statthafto Das Rechtsmittel-ist auch begründét.‘

‘ In zWeiten RechtsZUge hatte der Kläger ein besonderes be—
rufliches Betroffensein nach 5 30 BVG geltend gemacht° Das

LSG hat hierzu tatsächliche Feststellungen getroffen undg
lhat sodann ausgeführt, daß die Rente nach dieSer V0rschrift

nicht erhöht werden könne° Der Kläger hat insoweit keine

Revisionsrügen erhoben, so daß das Revisionsgericht alleiz

'darüber zu entscheiden hat, ob das Berufungsgericht die

-Vorsohrift des © 62 Abs° 1 BVG richtig angewendet hat„

'In der Zeit zwischen dem Erlaß der Verwaltungsbesoheide

und der angefochtenen Entscheidung ist diese Vorschrift

durch das Erste Neuordnungsgesetz geändert worden. Das LSG

hat seiner Entscheidungdie Vorschrift des 5 62 Abs„ 1 BVG
in der alten Fassung zugrunde gelegt, welche gegolten hat,

als die Versorgungsverwaltung den maßgebenden Bescheid vom

._28° November 1957 und den Widerspruchsbescheid erlassen hat
Dies ist frei von Rechtsirrtum'° Der Kläger hat zwar gegen

' diese Bescheide eine verbundene Anfechtungs— und Leistungsé

klage erhoben° Er verfolgt aber mit ihr keinen neuen sach—

lich—rechtlichen Anspruch auf wiederkehrende Leistungen —

}
etwa auf Gewährung einer besonderen Versorgungsleistung -,

-sondern nur eine anderweitige Gestaltung seines bereits '

erstgestellten Versorgungsanspruohs hinsichtlich der Renten—

.g
‘ 5 _lg
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höhe Der Fall ist e1soänderegelagert als die Bälle,
„eelehe den Entscheidungen des Bunde3802131gerichts (BSG)

vom 29 Mai 1956 (BSG 3, 95 ff‚105)‚ 15 August 1958

(see 8, 81 ff, 85) und21 November1958(BSG8, 256ff‚}
259) zugrunde gelegen haben Auch hat vorliegend die

Rechtsänderung dem Revisions gericht die N.achprüfung des

\
nnzuwendenden Rechte nicht etwa erst ermöglicht (BSG 2,4

.188 ff, 192)° Infolgedessen kommt es nur auf den zeitlichen

Geltungswillen der Vorschrift des 5 62 Abs° 1 BVG nF an
(vg1° BSG5, 238 ff, 241 a.E. —242). Die neue Vorschrift

'1st mit Wirkung vom 1„ Juni 1960 in Kraft getreten (Art. IV
5 4 des Ersten Neuordnungsgesetzes)° Da hier nur die '
Rechtsmä ßigkcit des Bescheides vom 28 November 195,7 1n

der Fassung des Mderspruchsbescheides nachzuprüfen ist

und die Rechtsänderung die Gestaltung des Versorgungsrechts—'„

verhältnisses durch diesen Verwaltungsakt nicht berührt hat,

haben die Vorinstanzen zu‚Recht den 5 62 Abs° 1 BVG in der

alten Eassung angewandt. ' '

\ , ‚. 4 .
Mch 5 62 Abso 1 BVG aF wurden die Versorgungsbezüge neu

1‘estgestellt, wenn in den Verhältnissen, die für die Fest—

}
stellung maßgebend gewesen waren, eine wesentliche Ände—

‘ rung eintret° Das LSG hat hier, gestützt auf die ärztlichen
Gutachten, insbesondere der Sachverständigen Dres. %qu—rs■;

und Was::c} eine wesentliche Änderung der Verhältnisse durch

eine Zunahme der Bewegungseinsehränkung des linken Fußes und

durch entzündliche Veränderungen an den Narben festgestellt;

‚Diese tatsächliche Feststellung bindet.das Revisionsgericht.

Die Ansicht des Berufungsgerichts , daß die Versorgungsbe—

züge bei der Neufeststellung wegen einer wesentlichen Än-

derung der Verhältnisse uneingeschränkt neu zu regeln seien,

ist nicht frei von Rechtsirrtum° Denn @ 62 Abs. 1 BVG aF

gestattet, von der bindenden Wirkung unanfechtbar gewordener

Bescheide (@ 77 des Sozielgeridhtsgesetzes —SG ‚@ 24 des
' Verwaltungsuerfehrensgesetzes —VeerGf) abzugehen° Dies
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ist deshalb berechtigt, Weil die Verwaltung das Versorgungs.

rechtsverhältnis auf Grund der tatsächlichen Verhältnisse

regelt, die zur Zeit des Erlas ses des Verwaltungsakts vor—'

liegen° Ändern sich später diese Verhältnisse, so stimmt

die Regelung durch den ursprünglichen Bescheid mit der j
.wirklichen Sachlage insoweit nicht mehr überein, als die

Änderung andere Verhältnisse herbeigeführt hat Nur in

.diesem 'Umfange ist der ursprüngliche, bindend gewordene

Bescheid rechtswidrig geworden und muß zurückgenommen wer—
den Da die bindende Wirkung von BesCheiden nur ausnahms-:

weise engetastet werden darf, muß sich die wegen der Ände—

rung der Verhältnisse erforderliche Neufeststellung des

Versorgungsrechtsverhältnisses in den engsten Grenzen hal—

ten und hat die frühere Regelung insoweit bestehen zu las—
sen, als sich die Verhältnisse nicht geändert haben Des—

halb darf die Versorgungsverwaltuhg den Versorgungsansprud

nicht uneingeschränkt neu
regeln, sondern nur insoweit, alt

die neue, auf der Änderung der Verhältnisse beruhende Sec‘-

lage eine andere rechtliche Beurteilung rechtfertigt° Sie

muß aber im übrigen die "Bestandskraft" des Bescheides, vr«

weit sie auf unverändert gebliebenen Anspruchsgrundlagen‘

beruht, uneingeschränkt erhalten, Auf Grund der Ermächti—

gung des 5 6? BVG aF, den Versorgungsanspruch bei 1nderung

‚der Verhältnisse neu zu regeln, ist die Versorgungsbehörde_
demnach lediglich'befuét, ihre frühere Gestaltung dés_Ver»

sorgungsanspruchs nur den veränderten Verhältnissen anzu—

passen, nicht aber den früheren Verwaltungsakt im ganzen'

zu beseitigen und durch einen neuen zu ersetzen (vgl. auch

BSG 13, 230 ff, 231; ferner BSG in 3028 BVG @ 30 Bl Ca 10

1Nr. 13 und Urteil des BSG vom 22 März 1963 - 11 BV s44/63.

Der gegenteiligen Auf■asSung, die u.a. von Van
huis/Vorber;

g(Das Recht der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen‚

vr, Teil, 3 VI.1 b s. 54) vertreten wird, Kannnicht ge—
'

folgt werden° Sie läßt sich entgegen der Ansicht des

_ 7 _
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Berufungsgerichts auch nicht auf die RechtspreChung des

Reichsversorgungsgerichts (RVG) zu 5 57 RVG, der mit 5 62
Abs„ 1_BVG aF übereinstimmt, stützen, weil diese nicht ein;

‚„
heitlich gewesen iSt° Gelegentlich (vgl. RVG Bd, 5-8, 24 ff,.h

31) hat das RVG die Auffassung vertreten, nach 5 57 Abs. 1
_RVG sei die Rente, wenn überhaupt eine Änderung festgestellt;

werde, neu, d.h. ohne Rücksicht auf das Maß der Besserung,‘.

festzustellen; Es hat aber an anderer Stelle (RVG 5‚‘36 ff,

57; 13, 51 ff, 54) —im Anschluß an die Rechtsprechung des
Reichsversicherungsamts

—BVA - (Rekurs—E 1973, AN 1903,

197 ff, 198; Vgl„ auch Handbuch der Unfallversicherung, 3.'

Aufl. Bd. 1 s, 522 Anna 2 zu 5 88 GUVG)- ausgeführt, bei
der Neufeststellung sei nicht der ganze Streitstoff aufzue

rollen und alles wieder in Frage zu stellen, es dUrch die

frühere rechtskräftige Feststellung als für den Entschädi—t
gungeénspruch maßgebend anerkannt worden sei; die frühere

‚v
Feststellung dürfe Vielmehr.nur in derjenigen Richtung sbge— 3

ändert werden, in der sich die tatsächlichen Verhältnisse-

geändert hätten; abgesehen hierVon sei der Streitstoff ein

für allemal rechtskräftig erledigt. Der Senat hält —wie

bereits dargelegt — diese letztere Réchtsauffaesung des RVG

für zutr ffend. ' " ' ' ' '

wollte man die Rechtmäßigkeit der ursprünglichen Rentehfest—

setzung auch insoweit nachprüfen, als sich die Verhältnisse

nicht geändert haben, würde-men über-den bindenden.Bescheid
hinweggeheh und eine echte Berichtigung vornehmen. Diese

ist aber ausschließlich unter den Voraussetzungen der 55 40

und 41 VeerGm'o'glich° Hinzu kommt, daß das Verweltungsver—

fahren für diese echte Berichtigung durch die notwendige“

hitw1ykung der übergeordneten Verwaltungsbehörde ($? 40 Abs."
V

1 Satz 2, 41 Abs° 2 VeerG) anders geregelt ist als dief

Neufeststellung nach % 62 Abs. 1 BVG. Auch hieraus folgt,

daß bei einer wesentlichen änderung der Verhältnisse zwi—V_l

schen den Teilen des ursprünglichen, bindend-gederdenen‘

‘Verwaltungsekts‚ die nachträglich rechtswidrig geworden 1

_ 8 _'
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sind, und denen unters °chieden werde■ die von vornherein

rechtswidrig waren. Dieser Auffassung stehen die vom LSG

_herangezogenen Entscheidungen des 10. Senäts vom 24. Mai

und 24. August 1960 (10 RV 294/56 und 10 BV 333/56) nicht
entgegen.

Bei der Neufeststellung des Vérsorgungsrechtsverhältnisses

wegen einer Änderung der Vérhältnisse ist else von dem ur—
sprünglichen, bindend gewordenen Bescheid auszugehen, und

'zwvar nicht nur hinsichtlich der Schädigungsfolgen, sondern
auch hinsichtlich der Höhe der MdB ‘Umwhe nunmehr maßgeben»

de MdB zu ermitteln, ist die unveränderte, bisher anerkannt
'zu Grunde zu legen und zu prüfen, inwieweit sich die ge—

samten Schädigungsfolgen — einschließlich der durch die

'wesentliche'Änderung nunmehr hihzugekommenen oder wegge—
fallenen - auf-die Funktiohstüchtigkeit des Körpers und die

gesamte Erwerbsfähigkeit auswirken. Ist dabei eine Schä-
digungsfolge'ursprünglich

zu Unrecht anerkannt gewesen, so

muß sie bei einer Neufeststellung nach @ 62 Abs. 1 BVG al‘

nach wie vor einechließlidh der durch sie verursachten.äe»
'einträchtigungen der Funktionstüchtigkeit berücksichtigt

werden, bis ihre Anerkennung durch einen Berichtiguhgsbe—'

scheid gemeß 55 40, 41 VeerG beseitigt worden ist. Dies
‚gilt gleichfalls für eine ursprünglich etwa zu hoch fest—

gestellte MdB; auch sie muß weiter als Grundlage für die

neu zu ermittelnde MdB dienen, bis sie formlich berichtigt

_worden ist. ' '

DasLSGhat ausgeführt„daß'im vorliegendenFall die MdE_
früher besonders gut bewertet Werden sei. Es hat aber '

nicht festgestellt, ob und inwieweit die Erwerbsfähigkeit —
die fr ihere Einschätzung der MdB als richtig unterstellt «
durch die festgestellte wesentliche Änderung der Verhält—

'nisse zusätzlich beeinträchtigt wird. Insoweit fehlten ihm

auch hinreichende'ärätliche Unterlagen, weil der Bechter—
,ständige Dr.'Wäé■éfy auf den es sich in erster Linie

}
- 9 -
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lgestützt hat
, nur die gesamte dérzcitig

ve MdB,
die AuSwir-.-f

kungen der von ihm dargelegten Verschlimmeruhg auf die Er— 11

- wcrbsfähigkcit aber nicht gesondert angegeben hat..Da das
:SG eine Ergänzung des ärztlichen Gutachtens nicht veran—-';ih

lau.Gt und Feetstellungen in dieser Hinsicht nicht getröffen_j

hat, beruht das angefochtene Urteil auf der unrichtigcn Än—ff

wendung des 9 62 Abs. 1 BVG a? und war aufzuheben. Die
_Entscheidung des Rechtsstreits'hängt von dem Ergebnis wei—if1

terer Ermittlungen ao, deren Vornahme dem Senat verwehrt

ist. Desha1h war die Sache an das LSG zur erneuten Verhand-
lung und Entscheidung zurückzuverweisen.

DieEntscheidungüberdie K03tenbleibt demabschließenden
. -Urteil vorbehalten.'
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